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EDITORIAL

Für gleich lange Spiesse...

Die Politik bzw. alle Parteien haben 
schon lange erkannt, dass es Eltern oft 
schwer bzw. immer schwerer fällt, eine 
Balance zwischen Arbeit und Familien-
leben, zwischen Familie und Beruf zu 
finden. Es gilt als selbstverständlich, 
dass die öffentliche Hand Familien un-
terstützt. Familienpolitik ist aber alles 
andere als einfach: Erstens treffen in 
der politischen Diskussion immer wie-
der unterschiedliche gesellschaftliche 
Überzeugungen aufeinander; zweitens 
weiss oft niemand, «woher das Geld 
nehmen», um all die guten Ideen umzu-
setzen. Dabei könnte man sich auch mal 
fragen, in welcher Form und inwieweit 
sich der Staat überhaupt für Familien en-
gagieren soll. Es gibt ja kaum etwas Pri-
vateres als das Familienleben. Mit prak-
tisch jeder familienpolitischen Massnah-
me greift der Staat aber in die Freiheit 
und Privatsphäre der Familien ein, denn 
jede Massnahme hat – ob gewollt oder 
ungewollt – auch lenkende Wirkung. 
Dazu nur ein Beispiel: Oft wird als Argu-
ment für Kitas oder so genannte Tages-
strukturen an den Schulen vorgebracht, 
die Wirtschaft sei auf die Arbeitskraft 
der Frauen angewiesen. Der Staat habe 
doch so viel in die gute Ausbildung der 
Frauen investiert, da sei es doch nicht 
sinnvoll, wenn diese Jahre lang bei den 
Kindern zu Hause blieben. Eine solche 
Argumentation scheint mir fatal. Weder 
Mann noch Frau schulden dem Staat 
irgendetwas für die gute Ausbildung. 
Mann und Frau müssen die Freiheit ha-
ben, ihr Leben so zu gestalten, wie sie es 
wünschen. 
Für Frauen ist es schwieriger als für Män-
ner, Familie und Beruf unter einen Hut 
zu bringen. Erst die Möglichkeit, Kinder 
zumindest zeitweise fremdbetreuen zu 
lassen, gibt den Frauen die Freiheit auch 
beruflich weiterzukommen. Trotzdem 
konnte sich unsere Gesellschaft bisher 
nicht dazu entschliessen, z.B. für jedes 
Kind ab drei Monaten einen Kita-Platz 
zur Verfügung zu stellen, wie dies z.B. in 
Deutschland der Fall ist. Andere Überle-
gungen, wie z.B. die oben gestellte Fra-
ge, inwieweit sich der Staat ins Famili-
enleben einbringen soll, haben nach wie 
vor grossen Einfluss. 
Es ist auch nicht verwunderlich, dass die 
Arbeitgeber, insbesondere kleinere Be-
triebe, sich um den Ausgleich zwischen 
Familie und Beruf kümmern. Für sie ist 
Mutterschaft ein grosser Kostenfaktor. 
Wenn gleich mehrere Mitarbeiterinnen 
schwanger werden und Mutterschafts-
taggeld fällig wird, kann es für kleinere 
Betriebe finanziell eng werden. Ent-
schliesst sich eine Mutter, bis die Kin-
der «aus dem Gröbsten raus sind», zu 
Hause zu bleiben, verliert der Arbeitge-
ber eine wertvolle Arbeitskraft. Solche 
Herausforderungen haben schliesslich 
die Wirtschaftskammer bewogen, die 
Initiative «Familie und Beruf» zu lancie-
ren, über die am 18. September abge-
stimmt wird. Da bleibt nicht viel Zeit für 
die gesellschafts- und familienpolitische 
Diskussion, die geführt werden muss. Es 
erstaunt daher, dass die Regierung bzw. 
der Gesellschaftsminister sich bisher zur 
Initiative so wenig geäussert hat. Fürch-
tet er eine familienpolitische Debatte 
so kurz vor den Landtagswahlen? Oder 
wartet er einfach, bis das Volk Fakten 
geschaffen hat? Beides ist man sich von 
Mauro Pedrazzini nicht gewohnt.

Pio Schurti

von Harry Quaderer

Anfang Mai hat das Initiativkomi-
tee «Familie und Beruf» der Wirt-
schaftskammer 1144 gültige Unter-
schriften der Regierung überreicht. 
Dass sich die Wirtschaftskammer 
dieser Sache annahm, weist erstens 
darauf hin, wie wichtig das Thema 
für das Gewerbe bzw. KMUs ist, 
und macht zweitens deutlich, dass 
die schwarz-rote Regierung in die-
ser gesellschaftspolitisch brisanten 
Angelegenheit bisher nur wenig 
Engagement und Interesse an den 
Tag gelegt hat. Deshalb hätte man 
eine solche Initiative eigentlich 
eher von den Weissen erwartet, die-
se verplempern ihre Energie jedoch 
schon seit Langem in sozialpoliti-
schem Wahlkampfgeplänkel ande-
rer Art.
Dem Initiativkomitee der Wirt-
schaftskammer gebührt unser 
Dank, dass sie übernommen hat, 
was eigentlich Aufgabe der Regie-
rung gewesen wäre, und mit ihrer 
Initiative schon mal dafür gesorgt 
hat, dass dieses Thema im Landtag 
intensiv diskutiert wurde.

Grundsätzlich ja, aber.....
Das Ziel der Initiative, die Verein-
barkeit von Familie und Beruf zu 
stärken, fand dann auch Lob im 
Landtag. Zwei Fliegen mit einer 
Klappe zu schlagen, schien aber 
auch dem Landtag keine leich-
te Aufgabe. Die Wirtschaftskam-
mer möchte nämlich nicht nur die 
Kitafinanzierung, sondern auch das 
Mutterschaftstaggeld auf neue Bei-
ne stellen, indem diese Leistungen 
neu aus der Familienausgleichskas-
se (FAK) finanziert werden sollen. 
Während Kitas (nicht alle) bisher 
vom Staat unterstützt wurden und 
die Arbeitgeber selber für das Mut-
terschaftstaggeld eine Taggeldversi-
cherung abschliessen müssen, soll 
das notwendige Geld nach dem 
Willen der Initianten aus der FAK 
kommen.
Zahlen, Daten, Fakten werden im 
Hohen Hause immer wieder ge-
fordert. Und genau in diesen drei 
Punkten schieden sich die Geis-
ter im Hohen Hause. Können und 
sollen die von der Initiative gefor-
derten Leistungen durch einen 
Abbau der Familienausgleichskasse 
finanziert werden? Führt ein Re-
serveabbau nicht dazu, dass damit 
die traditionellen FAK-Leistungen 
(Kindergeld) eingeschränkt wer-
den? Werden mit dieser Inititative 
nicht ganz unnötigerweise Grossbe-
triebe gefördert, die in ihren Kitas 
hauptsächlich Kinder von Grenz-
gängern betreuen lassen? Sollen 
also FAK-Reserven zu Lasten der 
Grossbetriebe und Grenzgänger 
abgebaut werden? Wie wohl bei al-
len wichtigen Vorlagen, steckt der 
Teufel auch hier im Detail. Hat die 
Wirtschaftskammer einen Treffer 
gelandet, oder könnte sich die An-
nahme dieser Initiative zum Eigen-
goal entwickeln?

Gleich lange Spiesse?
Die Wirtschaftskammer hatte mit 
ihrer Veranstaltung auf dem Pe-

ter-Kaiser Platz unter dem Motto 
«Für gleich lange Spiesse» unserer 
Regierung genügend Druck ge-
macht, damit die Ungleichbehand-
lung im grenzüberschreitenden 
Dienstleistungsverkehr mit der be-
nachbarten Schweiz endlich in An-
griff genommen wurde und – so wie 
es aussieht – auch beseitigt werden 
konnte. Ähnlichen Druck hat die 
Wirtschaftskammer mit der vorlie-
genden Initiative erzeugt. Man darf 
aber wohl dennoch sagen, dass diese 
Initiative wohl gut gemeint ist, aber 
kaum zu gleich langen Spiessen un-
ter Müttern führt. Man müsste eher 
sagen, dass die Initiative – wenn sie 
vom Volk angenommen wird –  zu 
einer Diskriminierung von Frauen 
und Familien führt.
Ich möchte den Initianten in ihrem 
Vorhaben auf keinen Fall Böswilli-
ges unterstellen. Bei genauerer Be-
trachtung der Initiative stellt man 
aber doch fest, dass nicht im Sinne 
von «gleich langen Spiessen» formu-
liert wurde.

Diskriminierung von Frauen und Fami-
lien?
Bei der Initiative der Gewerbe-
kammer stehen Tageseltern aussen 
vor. Auch Ahna, Nana oder Oma, 
die sich um die Jungsprossen küm-

mern, während die Eltern der Arbeit 
nachgehen, werden nicht berück-
sichtigt. Mit der Initiative werden 
FAK-Gelder und auch FAK-Reser-
ven zu Gunsten von Mutterschafts-
taggeld und Kitas abgebaut. Die 
traditionelle Familie, in welcher (in 
der Regel) die Mutter ihre Kinder 
selbst betreut und grosszieht, hat 
das Nachsehen. Für sie gibt es keine 
Unterstützung. So gesehen, würden 
traditionelle Familien im Falle der 
Annahme der Initiative doppelt be-
straft: Während sie auf ein doppel-
tes Einkommen verzichten, weil ein 
Elternteil bei den Kindern bleibt, 
wird den Familien, die ihre Kinder 
fremdbetreuen lassen, auch noch 
die Kita finanziert.

Administrativer Aufwand?
Und ja, die von der Wirtschafts-
kammer propagierten Massnahmen 
würden mit Sicherheit zu einer Zu-
nahme von Administrationskosten 
führen. Auch der Krankenkassen-
verband hatte schon im Vorfeld der 
Landtagsdiskussion darauf hinge-
wiesen, die Umsetzung der Initiati-
ve sei zumindest um ein Jahr auf-
zuschieben, da etliche Koordinie-
rungs- und Detailfragen im Raum 
stehen, weil z.B. 4000 Taggeldversi-
cherungs-Verträge zu prüfen seien. 

Nun, meiner Ansicht nach soll ein 
solches Vorhaben, wenn es Hand 
und Fuss hat, nicht am Administra-
tionsaufwand scheitern. Aber jeder 
Aufwand soll eine Investition sein, 
die sich lohnt.

Der Landtag sagt ja, aber....
Mit gerade mal 13 Stimmen hat der 
Landtag die Initiative «Familie und 
Beruf» gutgeheissen. Knapper geht 
es nicht. Dies nach einer mehr-
stündigen Debatte und nach dem 
Versuch der FBP, per Schnellschuss 
eine Gegeninitiative zu verabschie-
den. Dem Antrag des Abgeordne-
ten Christian Batliner auf Volks-
abstimmung stimmten schliesslich 
19 Abgeordnete zu. Die Freie Lis-
te stimmte geschlossen gegen eine 
Volksabstimmung. Das Volk wird 
im September entscheiden.

Ein Gegenkomitee hat sich gebildet
Üblicherweise wird bei einer Volks-
abstimmung über die Pros und 
Kontras einer Vorlage entschieden. 
In meinen Augen auf eher seltsame 
Weise hat die Regierung den Part 
des Gegners der Vorlage einer unab-
hängigen Gruppierung überlassen. 
Schleicht sich hier die Regierung 
aus der Verantwortung oder ist dies 
rein wahlkampftaktisches Kalkül? 
Man wird den Eindruck nicht los, 
dass die Regierung ein konträres, 
gesellschaftspolitisch aber wichtiges 
Anliegen so kurz vor den Wahlen 
nicht anpacken will. Auf jeden Fall 
sei dem Gegenkomitee gedankt für 
seine sehr stichhaltigen Argumente, 
die in dieser «hoi du»-Ausgabe auf 
Seite 2 nachzulesen sind.

Die Regierung steht in der Verantwor-
tung
Wie auch immer diese Abstimmung 
im September ausgehen wird: Die 
schwarzrote Regierung steht schlus-
sendlich in der vollen Verantwortung 
und sie hat dafür zu sorgen, dass es 
im Sinne von «Familie und Beruf» 
eine faire und gerechte Lösung für 
alle Betroffenen geben wird.

von Erich Hasler

Die «Raus-aus- dem-Rucksack- der-
Schweiz»- Politik entpuppt sich im-
mer mehr als steiniger Weg, obwohl 
die hiesigen politischen Eliten nicht 
müde werden, den EWR über den 
Klee zu loben. Fakt ist aber, dass 
Liechtenstein seit der mit der EU 
ausgehandelten Beschränkung der 
Zuwanderung keine Verhandlungs-
erfolge mehr vorweisen kann. Im 
Gegenteil: Letztes, unrühmliches 
Beispiel eines totalen Misserfolgs 
ist das Doppelbesteuerungsab-
kommen (DBA) mit der Schweiz, 
das in punkto Quellensteuer auf 
Lohneinkommen schweizerischer 
Grenzgänger einen Zustand zemen-
tiert, der für Liechtenstein äusserst 
nachteilig ist und uns irgendwann 
zwingen wird, die Grenzen weiter 
zu öffnen, als uns lieb ist.

Automatischer Informations-
austausch (AIA) mit der Schweiz

Ein Unheil kommt selten allein ….
Das nächste Unheil, das unserem 
Bankenplatz droht, ist der auto-
matische Informationsaustausch 
(AIA) mit der Schweiz, den die 
Eidgenossen lieber früher als spä-
ter einführen würden. Der Mus-
terschüler Liechtenstein wird sich 
dem Informationsaustausch nicht 
lange verwehren können, wenn die 
FBP/VU-Regierung weiterhin dem 
von ihr selbst so geliebten Image 
des Musterschülers nacheifern will. 
Schliesslich will Liechtenstein als 
einer der Vorreiter des AIA den au-
tomatischen Informationsaustausch 
bereits ab 2017 und damit ein Jahr 
früher als die Schweiz einführen.

Die hiesigen Banker haben ein grosses 
Problem
Wie froh wären die einheimischen 
Banker, wenn die Schweiz Liech-

tenstein als Inland behandeln wür-
de, denn in der Schweiz gilt für 
Inländer immer noch das Bankge-
heimnis! Auf einen solches Szena-
rio wird der schweizerische Bun-
desrat jedoch mit Sicherheit nicht 
eingehen, denn er ist überzeugt, 
dass es «ennet dem Rhein» einiges 
zu holen gibt (NZZ vom 8.7.2016). 
Ausserdem gibt es keinen Grund, 
Liechtenstein als «emanzipiertes» 
Land anders zu behandeln als ande-
re Länder.
Für bestimmte Banken wird dies 
wohl einen bedeutenden Geld-
abfluss und einen weiter sinkenden 
Aktienkurs bewirken. Aber wenigs-
tens haben die Staats-Banker von 
der LLB schon einen Ausweg, um 
den Geldabfluss zu kompensieren: 
Sie planen nämlich demnächst bis 
zu CHF 450 Mio. für den Zukauf 
eines Geldinstituts in Deutschland, 

Österreich oder der Schweiz aus-
zugeben (Volksblatt vom 11. März 
2016). Bereits vergessen sind die 
Verluste von zig-Millionen Fran-
ken aus der jüngsten Expansions-
strategie in der Schweiz, die von 
ca. 2006 bis 2013 gedauert hat und 
die Liquidation der LLB-Filiale in 
Lugano (ca. 2 Milliarden verwal-
tetes Kundenvermögen) und LLB 
(Schweiz) AG zur Folge hatte! Ich 
habe im Landtag geshalb gefordert, 
dass der Haupaktionär zumindest 
auf eine Verschärfung des Bo-
nusmodells hinwirke. Regierungs-
chef Adrian Hasler ist allerdings 
nicht willens, dies umzusetzen.
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von Herbert Elkuch 
und Erich Hasler

Wussten Sie, dass…
… selbständig Erwerbende, die als 
Einzelfirma organisiert sind und 
wie alle anderen Beschäftigten 
FAK-Beiträge zahlen, bei einer An-
nahme der Initiative vom Bezug 
von Mutterschaftsgeld und ande-
ren FAK-Beiträgen ausgeschlossen 
sind?
… liechtensteinische Familien, von
denen kein Elternteil in Liechten-
stein einer Beschäftigung nach-
geht, für die Betreuung in einem 
Kita-Platz keine Unterstützung aus 
dem FAK-Topf erhalten werden?
… handkehrum aber alle Be-
triebs-Kitas in Zukunft aus dem 
FAK-Topf Geld bekommen, auch
wenn diese fast ausschliesslich Kin-
der von Grenzgängern betreuen?
… z.B. bei der Hilti Betriebs-Kita 
im letzten Jahr von 65 bis 70 be-
treuten Kindern gerade mal 3 aus
Liechtenstein kamen?
… die Regierung plant, jeden Ki-
ta-Platz — unabhängig davon, ob 
es sich um eine Betriebs-Kita oder 
eine Gemeinde-Kita handelt — mit 
Steuergeld zu subventionieren und 
damit Steuergeld sprichwörtlich in 
grossem Stil exportiert?
… die grosse Mehrzahl von Frauen, 
die ihre Kinder in den ersten Jahren 
selbst betreuen, aus der Familien-
ausgleichskasse, die eigentlich für
alle Familien gleichermassen da ist, 
nichts bekommen werden?
… die liechtensteinischen Taggeld-
versicherungen in den letzten paar 
Jahren insgesamt ein Defizit von 
CHF 5 Mio. eingefahren haben und
dringend saniert werden müssen?
… den Versicherern deshalb die
Annahme der Initiative der Wirt-
schaftskammer sehr willkommen 
wäre, da die Taggeldversicherungen
vom Mutterschaftsgeld entlastet 
würden und sie ihre Fehler nicht 
eingestehen müssten?
… die Aussage der Wirtschaftskam-
mer, dass bei einer Annahme der In-
itiative die Taggeldversicherung für
die Betriebe billiger werde, daher 
irreführend ist?
… die Initiative der Wirtschafts-
kammer eine «Wirtschaftsinitiative» 
und keine «Familieninitiative» ist?
… die Ideen der Wirtschaftskam-
mer nicht durchdacht sind, und die
Gewerbler sich fragen sollten, ob 
die grossen Profiteure der Initiati-
ve die Gewerbler oder die Indust-
riebriebe sind?
… Familien für Kinder, die von Ta-
gesmüttern betreut werden, keine
Unterstützung erhalten — weder
von der FAK noch vom Vater Staat 
— obwohl die Betreuung durch 
Tagesmütter für das Land weitaus 
günstiger ist als Plätze in Kinderta-
gesstätten?
… du – die Unabhängigen dafür 
eintreten, dass das FAK-Geld den 
hiesigen Familien zugute kommt 
und nicht Kita-Plätzen, die mehr-rr
heitlich von Grenzgängern in An-
spruch genommen werden.

Wirtschaftsinitiative

statt Familieninitiative

Abstimmung «Familie und Beruf»

Du weisst nicht, wie du abstimmen sollst? Die folgenden zehn Fragen können dir 
bei der Entscheidungsfindung helfen.

Möchtest du, dass... JA/NEIN

... diejenigen benachteiligt werden, die ihre Kinder selber betreuen?

... sich die Situation für junge Mütter verschlechtert?

... Zupendler bevorteilt werden?

... die Betriebs-Kitas der Grossbetriebe subventioniert werden?

...Tagesmütter, Kinderspielgruppen, etc. aber leer ausgehen?

... der Administrationsaufwand und die Ausgaben bei der FAK ansteigen?

... selbständig erwerbende Mütter kein Mutterschaftstaggeld erhalten?

... anstatt Familien Betriebe profitieren?

... jährlich über 6,5 Mio. aus der FAK in Betriebe fliessen?

... und somit Familiengeld zur Wirtschaftsförderung verwendet wird?

Falls du drei oder mehr dieser Fragen mit NEIN beantwortet hast, hast Du dich 
eigentlich schon entschieden und kannst der Abstimmung am 18. September 
2016 gelassen entgegensehen: Du bist gegen die Initiative «Familie und Beruf» 
der Wirtschaftskammer. Mit andern Worten: Du hast erkannt, dass die Gesetzesi-
nitiative zu Ungleichbehandlung und Ungerechtigkeiten führen wird.

JA oder NEIN?von Erich Hasler 
und Herbert Elkuch

Die Initianten behaupten, dass bei 
einer Annahme «Familie und Be-
ruf», « die
Prämien für Arbeitnehmer und Ar-rr
beitgeber günstiger» werden. Dies
stimmt so nicht. Zutreffend ist, 
dass bei einer Annahme der Initia-
tive die Taggeldversicherungen der
Krankenkassen von der Zahlung des 
Mutterschaftsgeldes entlastet wer-rr
den. Das heisst aber noch keines-
wegs, dass die Taggeldversicherung 
deswegen generell billiger wird. 

Falsche Versprechungen der Initianten

Die Initianten schreiben im Begleit-
text: «Das Risiko in eine Sanierung 
wegen Krankentaggeldbeträgen zu
kommen, wir verringert.» Sie haben
aber mehrere Dinge nicht berück-
sichtigt: Die Taggeldversicherung 
muss saniert werden, das ist bereits
Fakt! Die Taggeldversicherungen 
der Krankenkassen in Liechtenstein 
haben in den letzten paar Jahren 
einen Verlust von ca. CHF 5 Mio. 
angehäuft. Eine Quersubventio-
nierung mit anderen Zweigen der 
Versicherung ist gesetzlich nicht 
erlaubt! Für die Versicherer und
die Regierung wäre die Annahme 
der Initiative ein Segen, denn dann
kämen die Versäumnisse der letzten 
Jahre weniger zum Vorschein. Jeder 
Betrieb ist individuell versichert. 
Wenn ein Betrieb wenige oder gar 
keine weiblichen Angestellten hat, 
z.B. eine Baufirma, dann wirkt sich
die Annahme der Initiative für die-
sen Betrieb gar nicht aus. Positiv
im Sinne einer Prämienreduktion 
könnte sich die Initiative z.B. bei 
einem Frisörsalon auswirken, der
überwiegend junge, weibliche Ar-rr
beitskräfte beschäftigt. Damit die
gesetzlich geforderten Reserven 
wieder erreicht und dieser wichti-
ge Bereich der Sozialversicherung 
wieder kostendeckend betrieben 
werden kann, sind die Versiche-
rer zu Sanierungsmassnahmen ge-
zwungen. Selbst wenn die Initiative 
angenommen würde, könnten die 
Prämien also ansteigen. Die Initian-
ten versuchen, die Ursache der Ver-rr
luste den Familien anzulasten und
verlangen nun mit Familienzula-
gengeld die Taggeldversicherung zu 

Initiative «Familie und Beruf»: Problem Taggeldversicherung

sanieren. In Wirklichkeit sind nicht 
die Familien schuld an der Misere,
sondern die Betriebe, die über Jahre 
schlicht und einfach zu wenig Tag-
geldprämien bezahlt haben.

Untätige Regierung

Gemäss Art. 22 Abs. 2 des Kranken-
versicherungsgesetzes (KVG) sind 
die Beiträge jeweils so zu bemessen, 
dass für jeden Versicherungszweig,
in diesem Fall die Taggeldversi-
cherungskollektive der einzelnen 
Betriebe, gemäss Abs. 1 unter Be-
rücksichtigung der übrigen Einnah-
mequellen die jährlichen Aufwen-
dungen für Versicherungsleistungen 
und Verwaltungskosten gedeckt 
und die nötigen Vermögensreserven 
gebildet werden können. Nachdem 
die Taggeldversicherungen in den 
letzten Jahren praktisch jedes Jahr 
Verluste eingefahren haben, hätten 
diese schon längst massiv Gegen-
steuer geben müssen. Dies haben sie
unterlassen können, weil die Regie-
rung das Gesetz nicht konsequent 
durchgesetzt hat. Den Krankenkas-
sen war dies natürlich recht, weil sie
so die Kunden bei der Stange halten 
resp. neue gewinnen konnten.

Auskunft des LKV ist massgeblich! 

Gemäss Auskunft des Liechtenstei-
nischen Krankenkassenverbandes 
(LKV) wird es keine generellen 
Abschläge bei den Prämien der Tag-
geldversicherungen geben, da die
Prämien betriebsindividuell bzw.
risikogerecht auf den Schadensver-rr
lauf der letzten Jahre berechnet 
werden. Bspw. wird sich die Initiati-
ve bei einem Baumeister, der prak-
tisch keine Frauen beschäftigt, gar 
nicht auf die Prämien auswirken! 
Damit erweisen sich die Behaup-
tungen der Initianten als falsch! Die 
Wirtschaftskammer hat dem Ver-rr
nehmlassungsbericht der Regierung 
unbesehen Teile entnommen und 
damit auch offensichtliche Fehler 
und Schwachstellen kopiert, die im 
normalen Gesetzgebungsverfahren 
hätten verhindert werden können.
Abschreiben ist nicht generell ver-rr
pönt, man darf sich in der Politik ei-
ner so genannten Rezeptionsvorlage 
bedienen. Man sollte aber doch so
aufmerksam sein beim Abschrei-
ben, dass man die gröbsten Böcke 
nicht auch noch mit abkupfert.

Einreiseverkehr und Sicherheit
von Herbert Elkuch

Schengen hatte ursprünglich zum 
Ziel, ohne Passkontrolle zwischen
bestimmten Binnenländern die 
Grenze überschreiten zu können. 
Das ursprüngliche Ziel blieb zwar 
erhalten, mit der Zeit wird jedoch
immer mehr mit Schengen ver-rr
knüpft. Diese Neuerungen betref-ff
fen dann jeweils auch Liechten-
stein.
Liechtenstein, seines eigenen Er-rr
achtens der wichtigste Kleinstaat, 
ist gewollt ein Schengen-Teilneh-
merstaat. Die anderen Kleinstaa-
ten – Andorra, Monaco, San Ma-
rino und der Vatikan – sind dem 
Schengenabkommen nicht beige-
treten und sparen sich dement-
sprechend die Kosten. Sie müssen 
auch keine Verhaltensvorschriften 
und  Verordnungen übernehmen.
Zuletzt genehmigte der Landtag 
im Dezember 2015 weitere andert-
halb Mio. für Schengen. Überdies
wurde noch eine 100% Stelle für 
eine qualifizierte Person mit ent-
sprechender Ausbildung eingerich-
tet, um dem Schengenabkommen 
Genüge zu tun. Nur zwei Abge-

ordnete waren dagegen. Nun steht 
eine neue Verordnung des Europä-
ischen Parlaments und des Rates
der Europäische Union über einen 
Gemeinschaftskodex für das Über-rr
schreiten der Grenzen durch Per-rr
sonen zur Übernahme bereit. Der
Notenaustausch wurde am 3. Mai
2016 durch die  Mission des Fürs-
tentums Liechtenstein in Brüssel 
vollzogen. Nachstehend ein Passus 
aus der neuen Verordnung, welche
noch der Zustimmung des Landta-
ges bedarf: 
«(26) Migration und das Überschrei-
ten der Aussengrenzen durch eine
grosse Anzahl von Drittstaatangehö-
rigen sollte nicht an sich als Gefahr 
für die öffentliche Ordnung oder die 
interne Sicherheit betrachtet werden».
Nach meiner Meinung steht uns als 
eigenständiger und souveräner Staat 
das Recht zu, ohne Einschränkung 
aus Büssel zu beurteilen, in welchem
Umfang eine Masseneinwanderung 
unsere interne Sicherheit und öf-ff
fentliche Ordnung beeinträchtigt. 
Ich bin gegen solche «EU-Hörigkeit»
und stimme gegen «Wir schaffen 
das» Parolen oder eine aufgezwunge-
ne «Willkommenspolitik».

von Herbert Elkuch

Die Liechtensteinische Gasversor-rr
gung begann 1986 mit dem Bau der 
Gasleitungen und der Verteilung 
von Erdgas an die Endverbraucher.
Der Betrieb des Erdgasnetzes er-rr
folgte selbstständig durch die eige-
ne Montagegruppe. Zur Tätigkeit 
der LGV gehört auch die Beschaf-ff
fung des Erdgases und den Verkauf 
an die Endverbraucher. Diese Auf-ff
gaben erfüllte die LGV tadellos von 
Anfang an. Die LGV war und ist 
immer noch ein guter Grundver-rr
sorger.

Boden für Wirtschaftlichkeit entzogen

Ursprünglich wurde Erdgas mit 
dem grünen Blatt als umwelt-
freundlicher Brennstoff gepriesen. 
Nach meiner Ansicht ist Erdgas, ein
Naturprodukt, immer noch ein um-
weltfreundlicher Energieträger. Die 
Regierung sieht dies anders: Erd-
gas sei umweltschädlich, ein Kli-
makiller. In New York wurde von 
Liechtenstein freiwillig ein Vertrag 
unterzeichnet, der eine Reduktion 
der fossilen Brennstoffe (Erdgas) 
vorsieht (CO2-Ausstoss um 40% re-
duzieren). Damit wurde der LGV
die Grundlage für eine wirtschaft-
liche und flächendeckende Versor-rr
gung mit Erdgas bewusst entzogen. 
Die Kosten der noch neuwertigen 
Infrastruktur, die noch 50 Jahre
hält, muss auf weniger Gasbezüge
verteilt werden, die Netzgebühr
wird deutlich teurer. Gas verliert 
an Attraktivität, Wärme aus Abfall,
elektrischer Strom aus Kohle oder
Atomkraft tritt an die Stelle des re-
duzierten Gasverbrauchs. 
Anstatt die bestehende Infrastruktur
für den Gastransport zu nutzen, plant 
die Regierung neue Aufgaben an die
LGV zu übertragen, die eine neue
Infrastruktur benötigt. Schade um
die von den werkseigenen Fachleuten
bestens gepflegte Infrastruktur.

Hochtrabende Expansionsstrategie:

Die, nachstehend, offene Formulie-
rung der möglichen Zielmärkte im 
Ausland vor dem Hintergrund der
Vorkommnisse in jüngster Zeit in
Zusammenhang mit unseren Staats-
betrieben ist ernsthaft zu hinter-rr

Gasversorgung: Was läuft schief?

fragen. Wozu Niederlassungen im
Ausland? Wenn‘s schief läuft, muss
die Allgemeinheit bezahlen.

Zweck der LGV ist: (Art. 3)
a) Die Erzeugung, die Beschaffung 
der Transport, die Verteilung, die
Speicherung und die Abgabe von 
sowie Handel mit Gas und leitungs-
gebundener thermischer Energie 
(Wärme Kälte) im In- und Ausland;

d) Die Belieferung der Endverbrau-
cher und Lieferanten im In- und 
Ausland mit Gas und leitungsge-
bundener Energie;

Die LGV kann in diesem Zusam-
menhang:

d) Sich an Unternehmen im In- und 
Ausland beteiligen oder solche im
Inland gründen oder erwerben.

e) Im In- und Ausland Zweignieder-rr
lassungen errichten

f) Immobilien und Grundstücke er-rr
werben, verwalten, belasten, halten 
und veräussern 

Grundversorgungsauftrag, mehr nicht

Meiner Ansicht nach müssen Staats-
betriebe eine möglichst preisgünsti-
gen und zuverlässigen Grundversor-rr
gung bieten, mehr nicht. Solchen 
Expansionsplänen ins Ausland kann 
ich nicht zustimmen. Negativbei-
spiele sind genug bekannt: die Tele-
com mit der Deep AG, die LKW 
mit Windrädern in der Nordsee, die 
Post mit Firmen im Ausland. Alles
zusammen hat unser Land schon 
zweistellige Millionenbeträge ge-
kostet.
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